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Bitte bleibt  
gesund
Selbst die Älteren im GdP-Bezirk Bundespolizei kennen 
Szenarien, wie wir sie in den vergangenen Wochen erleben, 
nur als „Übungslagen“. Doch die derzeitige Lage ist „real“.

Von Jörg Radek

Vorsitzender des GdP-Bezirks Bundespolizei

Ende vergangenen Jahres tauchte das neue 
Coronavirus SARS-CoV-2 erstmals in Chi-

na auf. Am 11. März 2020 wurde die weltweite 
Ausbreitung von COVID-19 von der WHO zu ei-
ner Pandemie erklärt. Zahlreiche Maßnahmen 
schränken seitdem den Alltag der Menschen 
in Deutschland ein. Vielstimmig ist deren Be-
wertung. Menschen, Sichtweisen, Meinungen 
und der Umgang mit der derzeitigen Situation 
sind vielseitig und unterschiedlich. Besonders 
jetzt sollten wir die Unterschiede akzeptieren 
und respektieren. 

Fest steht: Noch kann niemand einschät-
zen, welche Folgen COVID-19 für das gesell-
schaftliche Leben, das soziale Miteinander, 
Handel, Industrie und die Innere Sicher-
heit haben wird. Priorität hat nun erst ein-
mal das staatliche Funktionieren. Und eine 
Grundvoraussetzung dafür ist es, die öffent-
liche Sicherheit und Ordnung aufrechtzu 
halten. Dies ist Aufgabe der Polizei und ge-
hört zu den Grundprinzipen unserer Verfas-
sung. Dabei ist es Voraussetzung, auf neue 
Entwicklungen angemessen zu reagieren. 
Ganz wichtig ist dabei: Für die Einschrän-
kungen des öffentlichen Lebens zur Abwehr 
einer unsichtbaren Gefahr ist entschlosse-
nes Verwaltungshandeln und kein „Ideen-
wettbewerb“ erforderlich. 

Hinter jeder Aufgabe  
steht ein Mensch

Die Einsatzkräfte der Bundespolizei sind 
vor allem durch die Wiedereinführung 
der Grenzkontrollen gefordert. Dabei wie 

auch bei allen anderen Aufgaben 
derzeit darf eines nicht verges-

sen werden: Jeder Auftrag 
wird von Menschen erle-

digt – Menschen mit ei-
genen Ängsten und Sor-

gen in der familiären 
und freundschaft-

lichen Umgebung. 
Menschen, die 

schon außer-

gewöhnlich hoch belastet in diesen Ein-
satz gegangen sind. Seid versichert: Wir 
werden die Menschen, die gerade das 
staatliche Funktionieren sichern, nicht 
vergessen! 

In der Krise beweist sich  
der Charakter

In Krisen und Notlagen müssen sich Prin-
zipien und Charaktere beweisen. Nun wird 
sichtbar, wer beides nicht besitzt. Sicher-
lich: Ein hohes Gut unseres demokrati-
schen Zusammenlebens ist das Recht auf 
freie Entfaltung. Umso schwieriger ist es 
für viele, die Einschränkungen der persön-
lichen Freiheit hinzunehmen. Doch drehen 
wir das Ganze einmal um: Was sagt es über 
unsere Gesellschaft aus, dass wir so viele 
Möglichkeiten haben? So viele Freiheiten, 
die man einschränken kann? In anderen 
Gesellschaften sind Beschränkungen der 
Alltag. Seien wir doch lieber dankbar für 
die vielen Chancen, die eine Demokratie 
jedem Einzelnen bietet. Dazu gehört auch, 
dass jeder Einzelne das Recht darauf hat, 
möglichst gut vor einem unsichtbaren Vi-
rus geschützt zu werden. 

Dienst an der Gemeinschaft

Und dafür gilt: Die Verbreitung des Virus 
lässt sich nur durch Solidarität verlang-
samen. Ein Grundprinzip, das wir als Ge-
werkschaft verinnerlicht haben. Die derzei-
tige Situation führt uns zurück zu den in-
neren Werten unserer Gesellschaft. Es ist, 
als würde das Virus scharfstellen auf das, 
worauf es im gesellschaftlichen Miteinan-
der wirklich ankommt. Es kommt auf Werte 
wie Familienzusammenhalt und Nachbar-
schaftshilfe an. Es kommt darauf an, das 
politische Handeln zum Zwecke der Gesell-
schaft zu nutzen. Es kommt darauf an, ein 
verliehenes Amt, beispielsweise als Perso-
nalrat, nicht zur egoistischen Profilierung 
zu missbrauchen, sondern den Menschen 
zu dienen, die das staatliche Funktionie-
ren sicherstellen. Es geht um den Dienst an 
der Gemeinschaft. 

In diesem Sinne: Vielen Dank für Eu-
ren täglichen Einsatz für die Gemeinschaft,  
liebe Kolleginnen und Kollegen. Bitte passt 
gut auf Euch auf und bleibt gesund! I
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Voller GdP-Erfolg
Die GdP hat es 2016 in ihr Wahlprogramm aufgenommen, 

2019 haben es die GdP-Spitzen Martin Schilff und Sven 

Hüber am Tisch mit Horst Seehofer ausgehandelt, 2020 

wird es umgesetzt.

Von Sven Hüber und Martin Schilff

Vorstandsmitglieder des GdP-Bezirks Bundespolizei

In der Kabinettsitzung am 23. März 2020 
hat die Bundesregierung die „Verordnung 

zur Änderung der Bundespolizei-Laufbahn-
verordnung und der Verordnung über die 
Ausbildung und Prüfung für den verkürzten 
Aufstieg in den gehobenen Polizeivollzugs-
dienst in der Bundespolizei“ verabschiedet. 
Damit wird auch die Vereinbarung mit Horst 
Seehofer vom 11. Juli 2019 zur Überführung 
von 2.000 PHM/PHMmZ in den gehobenen 
Dienst Wirklichkeit.

Große Herausforderungen

Nach übereinstimmender Ansicht der GdP 
und der Bundesregierung steht die Bun-
despolizei in den kommenden Jahren vor 
großen Herausforderungen. Der zur Be-

wältigung bereitgestellte Stellenaufwuchs, 
aber auch altersbedingte Abgänge verur-
sachen ein Personalfehl, welches zeitnah 
gedeckt werden muss. Das erfordert neue 
und fortgeschriebene dienstrechtliche 
Vorschriften.

Anregungen der GdP 
aufgenommen 

„Dabei liegt der Fokus der geänderten Bun-
despolizei-Laufbahnverordnung auf den 
Regelungen zu den Aufstiegsverfahren [...]. 
Dazu werden [...] jeweils ein verkürztes Auf-
stiegsverfahren vom gehobenen in den hö-
heren und ein vereinfachtes Aufstiegsver-
fahren vom mittleren in den gehobenen Po-
lizeivollzugsdienst eingeführt“, begründet 

der Bundesinnenminister gegenüber seinen 
Kabinettskollegen. „Die Anregungen des 
[...] DGB bei den Zulassungsvoraussetzun-
gen der Aufstiegsverfahren (§§ 16, 17 und 
18), die vorgesehenen Mindestdienstzeiten 
von zwanzig Jahren auf zehn Jahre zu re-
duzieren sowie bei § 18 die Bewährungszeit 
im Endamt von sechs auf drei Jahre zu kür-
zen, wurden aufgenommen und umgesetzt. 
Insgesamt traf das Vorhaben auf breite Zu-
stimmung.“

Erfolgreiches Beteiligungs-
gespräch im Vorfeld

Die GdP und der DGB hatten im Februar 
im Beteiligungsgespräch (§ 118 BBG) mit 
dem Bundesministerium des Innern, für 
Bau und Heimat erfolgreich für die Bun-
despolizistinnen und -polizisten verhan-
delt und neben der oben genannten eine 
Reihe von vorgesehenen Benachteiligun-
gen, insbesondere für Frauen, aus dem 
Entwurf der neuen Bundespolizei-Lauf-
bahnverordnung beseitigt. So soll es bei-
spielsweise zukünftig beim vereinfachten 
Aufstieg – wie von der GdP seit Langem ge-
fordert – in der theoretischen Ausbildung 
auch Fernlernmethoden (E-Learning) ge-
ben. Außerdem stimmen GdP und BMI 
auch in der Einschätzung überein, dass 
es auch „in der Bundespolizei an Perso-
nal mit spezialisierten Fachkenntnissen 
bedarf, dessen Gewinnung sich zuneh-
mend schwieriger gestaltet. Andererseits 
verfügen Polizeivollzugsbeamtinnen und 

-beamte über privat oder auch dienstlich 
erworbene fachliche Qualifikationen. Da-
her sollen sie künftig die Möglichkeit er-
halten, bei Vorliegen entsprechender Bil-
dungsvoraussetzungen, in eine höhere 
Laufbahn aufzusteigen.“ Das soll nach 
den Vorschlägen der GdP vor allem auch 
durch die Entsendung zu einem zivilen 
Studium (§ 39 BLV) erfolgen. Bereits im 
Vorfeld war es der GdP gelungen, die Al-
tersgrenze zur Pilotenausbildung von ur-
sprünglich 33 auf nun 39 Jahre heraufzu 
setzen. Das BMI erklärte sich bereit, auch 
beim regulären Aufstieg nach § 15 BPolLV 
zukünftig den Einsatz von Fernlernmetho-
den mit der GdP zu diskutieren. 

Wichtig: Auch die praktische Umsetzung 
der neuen Regelungen braucht weiterhin 
starke GdP-Personalräte. I

BPolLV IM BUNDESKABINETT VERABSCHIEDET
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Rundum 
gelungener Tag

Am 10. März 2020 trafen sich Vorstandsmitglieder der GdP-

Kreisgruppe Nord (Zoll) und Vertreter der Jungen Gruppe 

der GdP Zoll im Bildungszentrum der Bundeszollverwaltung 

in Rostock zu einer gemeinsamen Vorstandssitzung. 

Von Gerd-Frank Mattetat

GdP-Kreisgruppe Nord der BZG Zoll

Im Mittelpunkt standen die Vorbereitungen 
der Personalratswahlen sowie der Wahlen 

zu den Jugend- und Auszubildendenvertre-
tungen 2020 im Zoll. Unter anderem konn-
te festgestellt werden, dass alle von der GdP 
eingereichten Wahlvorschläge bei den ein-
zelnen Ämtern im Bereich der KG Nord frist-
gerecht und nach jetzigem Stand ohne Form-
fehler eingereicht wurden und somit gültig 
sind. Da die Vorstandssitzung im Bildungs-
zentrum stattfand, nutzten die Teilnehmer 
die Möglichkeit, unsere Gewerkschaft in den 

Pausen den dort lernenden Anwärterinnen 
und Anwärtern mit einem kleinen Informati-
onsstand vorzustellen. Es konnten eine Reihe  
interessanter Gespräche geführt und Fragen 
beantwortet werden. Von unseren zukünfti-
gen Kolleginnen und Kollegen entschieden 
sich einige gleich vor Ort, Mitglied der GdP 
zu werden, andere nahmen ihre Mitglieds-
anträge mit, um diese in Ruhe auszufüllen 
und uns später zuzusenden. Für alle Betei-
ligten war es ein erfolgreicher und gelunge-
ner Tag. I

VORSTANDSSITZUNG MIT INFOVERANSTALTUNG

F
o

to
: G

d
P

 /
 M

a
xi

m
ili

a
n

 P
fn

is
te

r

Von links: Dennis Beuermann (Vorstand KG Nord), Maximilian Brunner (Junge Gruppe), Gerd-Frank  

Mattetat (Vorstand KG Nord) und Maximilian Pfnister (Junge Gruppe).

PERSONALRATSWAHLEN

Briefwahl: So 
funktioniertʼs

Alle vier Jahre finden in der Bundes-
polizei die Personalratswahlen statt. 

Der Wahltermin in diesem Jahr ist der  
12. bis 14. Mai 2020. Aufgrund der  
Corona-Pandemie werden diese Perso-
nalratswahlen ausschließlich als Brief-
wahl durchgeführt. Die Briefwahlunter-
lagen wurden allen Wahl berechtigten 
nach Hause geschickt. 

Die Briefwahl ist in vier Schritten 
ganz einfach durchzuführen:

1.  Bitte die eigene Wahl auf jedem 
Stimmzettel in dem dafür vorgese-
henen Kreis ankreuzen. Es gibt vier 
verschiedene Stimmzettel: 
HPR = gelber Stimmzettel 
BPR = grüner Stimmzettel 
GPR = blauer Stimmzettel 
ÖPR = weißer Stimmzettel

2.  Nachdem die Wahl getroffen ist, 
die Stimmzettel in den grauen Um-
schlag mit dem Aufdruck Wahlum-
schlag packen und verschließen.

3.  Eigenhändig die vorgedruckte  
„Erklärung zur schriftlichen Stimm-
abgabe“ unter Angabe von Ort und 
Datum unterschreiben.

4.  Die Persönliche Erklärung zusam-
men mit dem verschlossenen grau-
en Wahlumschlag in den beige-
farbenen Rück umschlag legen. 
 Diesen verschließen und rechtzeitig 
an den Wahlvorstand senden.

Wichtig: 

Die Briefwahlunterlagen müssen spä-
testens am Donnerstag, 14. Mai 2020 
um 12 Uhr beim Wahlvorstand einge-
gangen sein. Bitte nutzt die Briefwahl, 
denn es kommt auf jede Stimme an! 

GdP-Bezirk Bundespolizei

Personalratswahlen

in der Bundespolizei:

Liste 1 – GdP wählen!
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RECHTSSCHUTZ

Urlaub verschieben 
wegen Corona?

Grundsätzlich dient der Erholungsurlaub dem Zweck der 

Erhaltung oder Wiederherstellung der Gesundheit und  

der Arbeitskraft der Beamtinnen und Beamten. Treten 

Umstände ein, die diesem Zweck zuwiderlaufen, kann 

darin ein Grund für den Anspruch auf Verschiebung des 

geplanten und genehmigten Erholungsurlaubs liegen.

Von Sven Hüber

Stellvertretender Vorsitzender des GdP-Bezirks Bundespolizei

Der Dienstherr ist im Rahmen seines all-

gemeinen Organisationsrechts zwar 

grundsätzlich zu der Anordnung befugt, 

Dienststellen an bestimmten Tagen zu 

schließen und dadurch auf die Arbeitsleis-

tung seiner Dienstnehmer zu verzichten, 

ein solcher Verzicht entbindet jedoch nicht 

davon, hinsichtlich der dienstrechtlichen 

Konsequenzen der getroffenen Organisati-

onsentscheidung das geltende Recht zu be-

achten. 

Mein Urlaub steht im 
Urlaubsplan, ich habe aber noch 
keinen Antrag gestellt. Was gilt?

Die Genehmigung von Erholungsurlaub 

setzt einen rechtzeitigen Antrag der Be-

amtin oder des Beamten voraus (§ 2 Abs. 

1 EUrlV). Es obliegt damit grundsätzlich 

der Dispositionsfreiheit des Beamten bzw. 

der Beamtin, für welche Zeit sie bzw. er Ur-

laub nehmen möchte. Gemeinsam ist so-

mit allen beamtenrechtlichen Urlaubsar-

ten einschließlich des Erholungsurlaubs, 

dass die Gewährung von Urlaub mitwir-

kungsbedürftig ist, der Urlaub also nur im 

Einverständnis mit der Beamtin bzw. dem 

Beamten erfolgen kann. Urlaub kann somit 

nicht einseitig verordnet oder aufgezwun-

gen werden (VG Potsdam, Urteil vom 21. Au-

gust 2019 – 2 K 2857/18 –, juris). Für alle 

Fälle des Antragsurlaubs ist davon auszu-

gehen, dass eine ohne Antrag oder wenigs-

tens ohne erklärtes Einverständnis der Be-

amtin/des Beamten vom Dienstherrn ver-

fügte Urlaubsgewährung nichtig ist. Da 

man von einem grundsätzlichen Recht auf 

Dienstausübung ausgehen muss, solange 

der Dienstherr kein Verbot der Führung der 

Dienstgeschäfte und auch keine vorläufige 

Dienstenthebung verfügt, ist die Beurlau-

bung ohne Einverständnis des Beamten 

ein schwerwiegender Mangel (VG Ansbach, 

Beschluss vom 31. August 2000 – AN 12 S 

00.01189 –, juris).

Ohne eine spezielle gesetzliche Rege-

lung obliegt es also nicht der Weisungs- 

bzw. Organisationsbefugnis des Dienst-

herrn, Urlaub anzuordnen. Es bleibt in 

der grundsätzlichen Dispositionsbefug-

nis der Beamtin/des Beamten, einen Ur-

laubsantrag für bestimmte Tage zu stel-

len oder eben nicht zu stellen. Etwas an-

deres ergibt sich auch nicht aus dem vom 

Personalrat mitbestimmten Urlaubsplan 

der Dienststelle. Dieses Mitbestimmungs-

recht begründet nämlich für sich genom-

men gerade keine Befugnis der Dienst-

stellenleitung, für sämtliche Beamte ohne 

deren Zustimmung bestimmte Tage als Ur-

laubstage festzulegen (VG Potsdam, eben-

da). Auch die Vormerkung im Urlaubs-

plan stellt keinen Urlaubsantrag dar. An-

dersherum vermittelt der mitbestimmte 

Urlaubsplan ein subjektives Recht der 

Beamten, diesen Urlaub dann auch neh-

men zu können. Ein dienstlich verur-

sachter Widerruf ist seitens des Dienst-

herrn nach den Regeln des Reisekosten-

rechts zu entschädigen, § 8 Abs. 1 EUrlV.  

Fazit: Wurde noch kein Urlaubsantrag ge-

stellt, kann man auch nicht dazu gezwun-

gen werden, Urlaub zu nehmen. Auch 

nicht, wenn dieser im Urlaubsplan der 

Dienststelle vermerkt ist. Zu beachten sind 

jedoch die Urlaubsverfallsfristen.

Mein Urlaub ist beantragt und 
genehmigt, ich möchte ihn aber 
später nehmen. Was gilt?

Nach § 8 (2) EUrlV ist dem Wunsch des 

Beamten, den bereits genehmigten Urlaub 

aus wichtigen Gründen hinauszuschieben 

oder abzubrechen, zu entsprechen, wenn 

dies mit den Erfordernissen des Dienstes 

vereinbar ist und die Arbeitskraft des Beam-

ten dadurch nicht gefährdet wird (vgl. VG 

Greifswald, Urteil vom 22. November 2018 

– 6 A 1594/17 HGW –, juris). Kurzum: Der 

Dienstherr müsste begründen und gericht-

lich überprüfbar nachweisen, dass eine 

vom Beamten gewünschte Verschiebung 

von Urlaub den Dienst stört. Auch hier steht 

der vom Personalrat mitbestimmte Urlaubs-

plan der gewünschten Verschiebung nicht 

entgegen. 

Jedoch muss der Beamte, der seinen ge-

planten und genehmigten Urlaub verschie-

ben möchte, damit rechnen, dass eine spä-

tere Urlaubsgewährung nicht zulasten des 

geplanten Urlaubs der anderen Beschäftig-

ten durchgesetzt werden kann. Denn diese 

haben einen Vertrauensschutzanspruch da-

rauf, dass der im Urlaubsplan mitbestimmte 

Urlaub von ihnen bei Antrag auch so genom-

men werden kann. Wer also einen bereits ge-

planten und genehmigten Urlaub verschie-

ben möchte, muss damit rechnen, dass er 

sich mit seinem neuen Urlaubswunsch den 

dienstlichen Notwendigkeiten anpassen 

und die im Urlaubsplan noch verbleiben-

den Lücken nutzen muss, die der Urlaubs-

plan noch zulässt. 

Auch bei einer Verschiebung des Urlaubs 

sind die Urlaubsverfallsfristen zu beach-

ten. I

Foto: pixabay.com / habitdevops

Corona-Spezial

Zum Redaktionsschluss wissen wir noch nicht, wie die Lage in Deutschland bei  

Erscheinen dieser Ausgabe sein wird,  doch wir möchten versuchen, Euch in 

dieser schwierigen Zeit so viel Sachinformation und Hilfestellung wie möglich 

an die Hand zu geben. Daher geht es auf diesen beiden Seiten um die Themen 

Urlaubsplanung, Schutzausstattung und Kinderbetreuung in Corona-Zeiten.
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Arbeitsbefreiung zur 
Kinderbetreuung

A ls Reaktion auf die fortschreitende 
Ausbreitung von COVID-19 wurden 

im März Schulen und Kindertagesstätten 
in ganz Deutschland vorerst bis zum Be-
ginn der Osterferien flächendeckend ge-
schlossen.

Zum Redaktionsschluss wissen wir noch 
nicht, ob nach den Osterferien tatsächlich 
alle Schulen und Kindertagesstätten wieder 
öffnen konnten, daher im Folgenden noch 
einmal die Regelungen aus dem BMI-Erlass 
D2-30106/24#3, D5-31002/17#9 für die  
Gewährung von Sonderurlaub sowie von  
Arbeitsbefreiung zum Zwecke der Kinderbe-
treuung: 

Beamtinnen und Beamten sowie Tarifbe-
schäftigten kann unter den nachfolgend ge-
nannten Voraussetzungen zum Zwecke der 
Kinderbetreuung – vorerst zeitlich befristet 
bis einschließlich 9. April 2020 – Sonder-
urlaub unter Fortzahlung der Bezüge nach  

§ 22 Abs. 2 SUrlV bzw. eine Arbeitsbefrei-
ung unter Fortzahlung des Entgelts nach  
§ 21 TVöD von insgesamt bis zu zehn Arbeits-
tagen gewährt werden. 

Voraussetzungen:

• Tatsächliche Schließung einer Gemein-
schaftseinrichtung, wie Kindertages- 
stätte, Tagesgroßpflegestelle, Eltern- 
Kind-Initiative (o. ä.) oder Schule als  
Reaktion auf die Ausbreitung von  
COVID-19.

• Die von der Schließung betroffenen  
Kinder sind unter 12 Jahre alt.

• Eine alternative Betreuung des Kindes 
bzw. der Kinder kann ansonsten nicht  
sichergestellt werden.

• Es stehen der Gewährung keine dienst-
lichen Gründe entgegen.

REGELUNGEN FÜR BUNDESPOLIZEI, ZOLL UND GÜTERVERKEHRSPOLIZEI

SCHUTZAUSSTATTUNG

Lieferengpässe konnten 
verhindert werden

Zum Redaktionsschluss haben wir An-
fang April, und die Situation und Lage in 

Deutschland verändert sich täglich. Was heu-
te noch lieferbar war, ist morgen schon Man-
gelware. 2020 wird uns allen als Jahr mit den 
höchsten Toilettenpapierverkäufen in Erin-
nerung bleiben. Auch mir ist nicht klar, was 
manch eine/einer mit so viel Toilettenpapier 
zu Hause macht. Sogar im eigenen Freundes-
kreis sind solche Jäger und Sammler bekannt 
und werden belächelt. 

Somit ist es nicht verwunderlich, wenn 
plötzlich auch viele andere Hygienearti-
kel ausverkauft sind. Selbst bei Ebay oder 
Amazon sind zeitweise weder Desinfekti-
onsmittel noch FFP2-/FFP3-Atemmasken 
zu normalen Preisen zu erwerben. Dem-
entsprechend wurden viele Fragen rund 
um die Schutzausstattung an uns heran-
getragen.

Die Lagerbestände der Bundespolizei sind 
nicht für einen so langen Zeitraum ausgelegt.
Über die „normalen“ Beschaffungswege war 
schnell ersichtlich, dass auch hier nicht mehr 
die benötigte Menge beschafft werden kann, 
um alle Kolleginnen und Kollegen flächende-
ckend und ausreichend mit Schutzkleidung 
auszustatten.

Wie Judith Hausknecht, die stellvertre-
tende Vorsitzende des Bezirkspersonalrats, 
bereits in einer Information aus dem BPR 
vom 23. März 2020 berichtete, hat sich hier 
in den Beschaffungsvorgang, der normaler-
weise bei den Direktionen liegt, die Abtei-
lung 6 beim Bundespolizeipräsidium einge-
schaltet. Durch diese Maßnahme konnten 
Lieferengpässe bei der Beschaffung von nö-
tiger Schutzausstattung verhindert werden. 
Das klingt jetzt hier alles recht einfach und 
schnell gelöst, aber glaubt es uns: Das ist 

Darüber hinaus gilt:

• Die Möglichkeiten des mobilen Arbeitens 
sind vorrangig zu nutzen.

• Sofern die wöchentliche Arbeitszeit an-
ders als auf fünf Arbeitstage verteilt ist, 
erhöht oder vermindert sich der Anteil 
entsprechend.

• Die jeweilige Dienststelle hat innerhalb 
dieses Rahmens über den notwendigen 
Umfang nach Maßgabe aller bekannten 
Tatsachen eigenverantwortlich zu ent-
scheiden.

• In besonderen Härtefällen kann der  
Arbeitgeber ausnahmsweise über die 
Grenze von zehn Arbeitstagen hinaus 
eine Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung 
des Entgelts nach § 21 TVöD gewähren 
bzw. der Beamtin/dem Beamten Sonder-
urlaub unter Fortzahlung der Bezüge 
nach § 22 Abs. 2 SUrlVO gewähren.

• Die vorstehende Regelung erweitert den  
§ 29 Abs. 3 Satz 1 TVöD übertariflich.

Hilfe bekommt Ihr auch bei den GdP-Perso-
nalräten. Wir sind immer für Euch da.

GdP-Bezirk Bundespolizei

und war es nicht. Anmerken möchten wir 
noch, dass der Transport von Desinfektions-
mitteln einer bestimmten Größe als Gefahr-
gut zu deklarieren ist (Anmelde- und Ge-
nehmigungsverfahren). Alle diese bürokra-
tischen Hürden konnten in recht kurzer Zeit 
gemeistert werden. Dahingehend möchten 
auch wir Danke sagen.

Noch als kleiner Hinweis: Der neu be-
stellte „TAKE CAIR“-Mundschutz ist bei 30º C  
waschbar und somit wiederverwendbar.

Steffen Ludwar, Vorsitzender  

GdP-DG Bundesbereitschaftspolizei
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Impressionen unserer Aktionen

Im Folgenden findet Ihr einige Impressionen der vielen 

Aktionen unserer Kreis- und Direktionsgruppen rund um 

den diesjährigen Internationalen Frauentag am 8. März.

INTERNATIONALER FRAUENTAG

Diesjähriges Postkartenmotiv des GdP-Bezirks 

Bundespolizei zum Internationalen Frauentag
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Bei einer so umfangreichen Einsatzla-
ge, wie sie die Bundespolizei derzeit zu 

stemmen hat, wären wir als GdP natürlich 
normalerweise an Eurer Seite und würden 
Euch vor Ort mit dem Nötigsten versorgen 
und als Ansprechpartner zur Verfügung ste-
hen. So haben es viele unserer Kollegen vor  
Verschärfung der Situation natürlich auch 
getan. Stellvertretend für all diese zeigen 
wir Euch hier Impressionen eines Betreu-
ungseinsatzes der GdP-Kreisgruppe Kemp-
ten an der österreichischen Grenze. Neben 
Bananen, Äpfeln, Müsliriegeln und Frucht-
saft konnten unsere Kollegen damals auch 
eine Tube antibakterielles Handwaschgel in 
die Tüten packen. 

Wir möchten mithelfen, die 
Ausbreitung einzudämmen

Mit Ausweitung der Schutzmaßnahmen ha-
ben aber auch wir unsere Einsatzbetreuun-
gen abgesagt und sind nur noch in Ausnah-
mefällen vor Ort. Die Dienststellen tun vie-
les, um mögliche Infektionsketten kurz zu 
halten, zum Beispiel werden Schichtwech-
sel ohne Kontakte der Dienstgruppen or-

ganisiert. Vor diesem Hintergrund wäre es 
schlichtweg unverantwortlich, wären wir 
zwischen den Organisationseinheiten un-
terwegs. Stattdessen halten wir uns an die 
Auflagen, um unseren Beitrag dazu zu leis-
ten, die Ausbreitung des Virus einzudäm-
men. 

Unentwegt für Euch im Einsatz

Natürlich sind manche persönliche Gesprä-
che nicht zu ersetzen, aber nichtsdestotrotz 
sind wir jederzeit für Euch da – egal auf wel-
chem Weg oder an wen von uns Ihr Euch 
wendet, unser bundesweites GdP-Netzwerk 
funktioniert wie gewohnt, um Euch den Rü-
cken zu stärken. Wir arbeiten unentwegt da-
ran, dass beispielsweise die nötige Schutz-
ausstattung bei Euch ankommt, Personal-
maßnahmen und Beförderungen weiter 
umgesetzt werden können oder aber Rege-
lungen in der Dienststelle nicht Eure Rechte 
beschneiden. Trotz räumlicher Distanz hal-
ten wir aus Solidarität für alle umso mehr 
zusammen. Wir sind für Euch da – wendet 
Euch jederzeit gerne an uns!

GdP-Bezirk Bundespolizei

Für 40 Jahre Mitgliedschaft wurde  
– noch vor Ausbreitung der Coro-

na-Pandemie – unser Kollege Helmut 
Wittig in der Direktion München ge-
ehrt. Helmut ist in der Direktion Mün-
chen als Sucht- und Sozialbeauftrag-
ter tätig. Andreas Roßkopf, Vorsitzen-
der der GdP-Direk tionsgruppe Bayern, 
dankte Helmut für seine langjährige 
Mitgliedschaft sowie sein hohes Enga-
gement für die GdP.

Andreas Roßkopf, Vorsitzender  

der GdP-Direktionsgruppe Bayern
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EHRUNG

40 Jahre 
Mitgliedschaft

EINSATZBETREUUNGEN

Wir sind vielleicht nicht vor Ort,  
aber immer für Euch da
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Anfang März trafen sich 28 Seniorinnen und Senioren der Kreisgruppe Pirna unter dem 

Motto „Aktiv im Alter“ zur zweistündigen Bowlingrunde.

Von Petra Ehm

Seniorengruppe Pirna

Sportlich fair und mit viel Ehrgeiz waren 

wir bei der Sache, denn neben Urkunden 

gibt es auch immer kleine Präsente für die 

Besten. Nach dem Seniorenstammtisch im 

Februar war Bowling die erste organisier-

te Veranstaltung aus unserem Jahrespro-

gramm. Unser KG-Vorsitzender Sven Förs-

ter kam für eine Stippvisite vorbei und gab 

uns einen kleinen Einblick, was derzeit so bei 

der BPOLD in Pirna läuft. Schließlich sind wir 

immer offen für das aktuelle Geschehen.

Zwei Ehrungen

Für einen Höhepunkt hatten wir an diesem 

Vormittag noch Zeit eingeplant. Es ist schon 

etwas Besonderes, für ein halbes Jahrhun-

dert Gewerkschaftstreue gratulieren zu dür-

fen. Kollegin Karla Fae und Kollege Steffen 

Hanke bekamen ihre Jubiläumsurkunden 

mit Ehrennadel und einen Gutschein im Wert 

von 50 Euro von Sven Förster überreicht. Bei-

den wünschen wir beste Gesundheit und sa-

gen vielen Dank für die gewerkschaftliche 

Treue und ihr persönliches Engagement in 

der Seniorengruppe. I
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SENIORENGRUPPE PIRNA

Treffpunkt Bowling im „Joe’s“

Grafik: pixabay.com / MasterTux


